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Musik
Der Benefiz-Schlagerabend in der
Waldmannhalle geht in die siebte Runde. 21

Übermalen als kostengünstigste Lösung
Zug Dass in der ehemaligenKapelle des alten Kantonsspitals Bilder unter weisser Farbe verschwanden,

hat dieGemüter erregt. In einer Interpellationsantwort gibt sich die Regierungwortkarg.

DerRegierungsrat sieht keinPro-
blem darin, dass in der ehemali-
genKapelledesaltenKantonsspi-
tals inZugdiePassionChristi des
Schweizer Künstlers Fritz Pauli
(1891–1968)übermaltworden ist.
Die ehemalige Kapelle wird als
Ruhe- und Aufenthaltsraum für
Asylsuchende der auf demAreal
des ehemaligen Kantonsspitals
geführtenDurchgangsstationge-
nutzt. Anfang Juni machten die
ZugerKantonsräteDaniel Stadlin
(GLP) undRichardRüegg (CVP)
ineiner Interpellationdarauf auf-
merksam,dassdieWandmalerei-
en inderKapellemitweisserFar-
be übermalt worden waren. Das
löste damals einen kleineren
Sturm der Entrüstung aus (Aus-
gabe vom2. Juni).

Die Interpellanten wollten
wissen, weshalb dies geschehen

sei. Unter anderem wollten sie
Antwort darauf, obdasÜbertün-
chenderMalereiendeswegener-
folgte, weil der Raum vor allem
von Personen aus anderen Reli-
gionen genutzt werde.

MitweisserFarbe
gegendieDunkelheit

DieAntwortenderRegierungauf
die fünf gestellten Fragen fallen
kürzer aus als dieFragen. Fürdie
Regierung ist klar: Da es sich bei
derKapelleunddendarinbefind-
lichen Malereien nicht um ein
unterDenkmalschutz stehendes
Gebäude handle, sei es legitim
gewesen, die Bilder weiss zu
übermalen. Das sei nämlich die
kostengünstigsteVariante gewe-
sen, um den Raumheller zuma-
chen,«dadieserRaumaufgrund
der Belichtungssituation sehr

düster war», schreibt die Regie-
rung. «Keineswegs ging es dar-
um, damit christliche Inhalte
übertünchen zu wollen. Für den

Regierungsrat istweiter klar: Für
ein Abdecken der Malereien mit
Tüchern habe es wegen der Vor-
geschichte keinen Grund gege-

ben.Diese teurereVariantehabe
sich im Abbruchobjekt Kapelle
garnicht angeboten.DasAmt für
DenkmalpflegeundArchäologie
sei bereits früher zumSchluss ge-
kommen, die Wandmalereien
Paulis in der Kapelle sowie jene
desZugerKünstlersHansPotthof
in der Eingangshalle des Nord-
traktes seien nicht zwingend zu
erhalten.Damit sei auchdie Fra-
ge nach derMöglichkeit, die Bil-
der fachgerecht ablösen zu las-
sen, negativ zu beantworten.

«Regierungstiehlt sichaus
derVerantwortung»

Die brisanteste Frage, die die
Interpellantengestellt haben,be-
antwortete die Regierung gar
nicht. Sie verlangten vomRegie-
rungsrat eineStellungnahme,wie
er sich grundsätzlich dazu stelle,

christliche Symbole zu Gunsten
fremder Kulturen zu entfernen.
Zwar hätten die Interpellanten
gewusst, dass die Kapelle nicht
unter Schutz stehe. Sie hätten
sich dennoch, so Kantonsrat Da-
niel Stadlin (GLP, Zug), ausführ-
liche Antworten gewünscht.
«Der Regierungsrat stiehlt sich
bei dieser Frage aus der Verant-
wortung», sagt Stadlin.Er sei gar
nicht zufriedenmit den Antwor-
tenaufdie Interpellation.Erwer-
de sich bei der Behandlung der
Interpellationsantwort im Kan-
tonsrat zuWort melden. Die Re-
gierung hält übrigens auf eben-
dieseFrageFolgendes fest: «Die-
seFrage stellt sichvorliegendgar
nicht,weil dieBaudirektion –wie
dargelegt – die Wandbilder aus
anderen Gründen übertüncht
hat.» (haz.)

DasGeschäftmit demAlter
Personenfreizügigkeit Seniorenwerden heute immer häufiger vonMigrantinnen ausOsteuropa betreut. Unseriöse Vermittlungsfirmen

bereiten den lokalen Agenturen jedoch Sorgen – besonders wenn sie im neuen Jahr die Löhne erhöhenmüssen.
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EinPflegeheim inThailand, eine
teure Betreuung in der Schweiz
oder Pflegerinnen aus Osteuro-
pa?Wenn betagte Rentner nicht
mehr für sich selbst sorgen kön-
nen, stehen Angehörige oft vor
der schweren Frage: Was nun?
Sich selber um sie zu kümmern,
kommt oft nicht in Frage. Häu-
fig –und inden letzten Jahren im-
merhäufiger – fällt dieWahl des-
halb auf günstige Betreuerinnen
ausOsteuropa. Seitdemdie Per-
sonenfreizügigkeit auch für die-
se Länder gilt und seit diesem
Jahr auch Rumänien und Bulga-
rien umfasst, boomt der private
Pflegemarkt geradezu.

VieleBetreuerinnenkommen
über den unkomplizierten Weg
als Kurzaufenthalter in die
Schweiz, bleiben 90 Tage – und
kommen nach einer Weile er-
neut. Wie das Staatssekretariat
für Wirtschaft auf Anfrage mit-
teilt, waren im Jahr 2010 rund
870HaushaltshilfenoderBetreu-
er in der Schweiz alsKurzaufent-
halter gemeldet. Im letzten Jahr
waren es mit über 1900 bereits
mehrals doppelt so viele. Zudem
hatten im Jahr 2010 in diesem
Berufsfeld rund570Osteuropäer
eineBewilligung für einen länge-
ren Aufenthalt in der Schweiz,
2015 stieg die Anzahl auf fast
1100.DieVermutung liegt jedoch
nahe, dass dieDunkelziffer noch
viel höher ist.Wie viele es genau
im Kanton Zug sind, war bis Re-
daktionsschluss nicht bekannt.

LukrativesGeschäft für
Vermittlungsagenturen

DasGanzescheintvonaussenbe-
trachtet eine Win-win-Situation
zu sein: Für relativ wenig Geld
kümmernsichFrauenausUngarn
und Polen Tag undNacht umFa-
milienangehörige, kochen und

waschen für sieoderbegleitensie
bei Behördengängen, wobei die
Pflege meist weiterhin von Fir-
menwiederSpitexgeleistetwird.
Für die sogenannten Care-Mig-
rantinnen ist die Arbeit um ein
Vielfaches lukrativer, als sie in
ihremHeimatlandwäre.Vermitt-
lungsfirmengibt es deshalbmitt-
lerweile fast wie Sand amMeer.

BilligeAnbieter«machen
denMarktkaputt»

DieEntwicklungmacht auch vor
Zug nicht Halt. Erst im Sommer
stiegmit «CuraHome»eineRot-
kreuzer Firma ins Geschäft ein.
«Pflegehelden»mit Sitz in Baar,
«Eltern Care» in Rotkreuz und
«Pflegehilfe Schweiz» in Cham
sind weitere Beispiele. «Die
Nachfragenach einerBetreuung
zuHause steigt»,weissKurtOm-
lin, Geschäftsführer der Pflege-
hilfe Schweiz.NebenFrauenaus
demOstenbeschäftigt die Firma
auch Leute aus Italien, Portugal
oder der Schweiz – zu fairen und
legalenArbeitsbedingungen,wie
Omlin betont. Problematisch ist,
dass sich unter den hiesigen
Agenturen auch unseriöse tum-
meln, die den Fiskus umgehen
oder Betreuerinnen zu katastro-
phalen Bedingungen einstellen.
LautOmlin gibt es inder Schweiz
aktuell 26 Firmen, die illegal tä-
tig sind und mit tiefen Löhnen
die Konkurrenz verärgern. «Sie
machen uns den ganzen Markt
kaputt.»

Statt der 4400 bis 4800
Franken, wie sie vom Staatsse-
kretariat vorgegebensind, zahlen
solcheUnternehmen nur umdie
1900 Franken. Um welche Fir-
menes sichhandelt, ist sogar be-
kannt. Dennoch passiert ihnen,
selbst wenn sie angezeigt wer-
den, inderRegelnichts.«Sie sind
für die Behörden nicht greifbar,
da sie ihren Sitz im Ausland ha-
ben», erklärtOmlin.DieLeidtra-

genden in diesem Arrangement
sind lautOmlin sowohldieAnge-
stellten als auch die Kunden:
«Die Qualität der Betreuung
kann nicht kontrolliert werden.
UndRentnerwohnungenwurden
so auch schon ausgeraubt.»

Lohnerhöhungab
Januar2017

Dass es schwarze Schafe in der
Branchegibt, bestätigt auchAnd-
reasSzostek,Geschäftsführerder
Baarer Firma Pflegehelden. Die-
se gibt es in Deutschland schon
länger, in der Schweiz seit 2011.
«Das Geschäftsmodell funktio-
niert,dieLeuteverdienenhiergu-

tesGeld,undSeniorenkönnenzu
Hause wohnen bleiben», sagt
Szostek.ZuunseriösenAnbietern
will er sich jedoch nicht weiter
äussern, wie auch die zwei ande-
ren angefragten Firmen inZug.

Faire Anstellungsbedingun-
gen für Care-Migranten sind in-
zwischen zum Politikum gewor-
den (siehe Kasten). Ab Januar
2017 wird etwa der Lohn um
durchschnittlich 1,5 Prozent er-
höht. Für viele kleine Firmen
könntedies lautOmlinallerdings
zum Problem werden: «Sie wis-
sennicht, ob sie so nebender bil-
ligen Konkurrenz weiter existie-
ren können.»

Wenn betagte Rentner nicht mehr für sich selbst sorgen können, stehen Angehörige oft vor der Frage: Was nun? Bild: Keystone

Die weiss getünchte Wand in der Kapelle. Bild: PD (31. Mai 2016)

Bessere Bedingungen für Care-Migrantinnen

ÄltereMenschenwerden zuHau-
se vermehrt vonMigrantinnen aus
EU-Staaten betreut. Das Problem:
In Privathaushalten gilt das
Arbeitsrecht nicht, und Verträge
können somit stark vomStandard
abweichen. Nun bemüht sich die
Politik um bessere Bedingungen
für die Care-Migranten. Vor gut
einemJahr hat der Bundesrat den
Bericht zum Postulat der Zürcher
Nationalrätin Barbara Schmid-Fe-
derer (CVP) gutgeheissen. Ein
Lösungsvorschlag sieht darin

etwa einen nationalen Normal-
arbeitsvertrag mit festgelegten
Arbeitsbedingungen vor. Bis Ende
2016 erwartet der Bundesrat dazu
konkrete Vorschläge der Kantone.

Als wichtigen Zwischenerfolg
bezeichnet die Unia den Mai die-
ses Jahres: Seitdemunterstehen
Seniorenbetreuerinnen gewinn-
bringender Agenturen – und somit
ein Teil der Angestellten – dem
Gesamtarbeitsvertrag (GAV) Per-
sonalverleih. Die Unia strebt je-
doch einen eigenen GAV an. (gjo)


